
 

Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haus-
haltskunden und die Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem Niederspannungs-
netz (Stromgrundversorgungsverordnung - StromGVV) 
 
"Stromgrundversorgungsverordnung vom 26. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2391), die zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. November 2010 (BGBl. I S. 1483) geändert 
worden ist" 
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Teil 1 
 
Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 
(1) Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, zu denen Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen Haushaltskunden in Niederspannung im Rahmen der Grund-
versorgung nach § 36 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes zu Allgemeinen Preisen 
mit Elektrizität zu beliefern haben. Die Bestimmungen dieser Verordnung sind Be-
standteil des Grundversorgungsvertrages zwischen Grundversorgern und Haushalts-
kunden. Diese Verordnung regelt zugleich die Bedingungen für die Ersatzversorgung 
nach § 38 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes. Sie gilt für alle nach dem 12. Juli  
2005 abgeschlossenen Versorgungsverträge, soweit diese nicht vor dem 8. Novem-
ber 2006 beendet worden sind. 
(2) Kunden im Sinne dieser Verordnung sind der Haushaltskunde und im Rahmen der 
Ersatzversorgung der Letztverbraucher. 
(3) Grundversorger im Sinne dieser Verordnung ist ein Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen, das nach § 36 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes in einem Netzgebiet 
die Grundversorgung mit Elektrizität durchführt. 
 
§ 2 Vertragsschluss 
(1) Der Grundversorgungsvertrag soll in Textform abgeschlossen werden. Ist er auf 
andere Weise zustande gekommen, so hat der Grundversorger den Vertragsschluss 
dem Kunden unverzüglich in Textform zu bestätigen. 
(2) Kommt der Grundversorgungsvertrag dadurch zustande, dass Elektrizität aus 
dem Elektrizitätsversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung entnommen wird, 
über das der Grundversorger die Grundversorgung durchführt, so ist der Kunde ver-
pflichtet, dem Grundversorger die Entnahme von Elektrizität unverzüglich in Text-
form mitzuteilen. Die Mitteilungspflicht gilt auch, wenn die Belieferung des Kunden 
durch ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen endet und der Kunde kein 

anschließendes Lieferverhältnis mit einem anderen Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen begründet hat. 
(3) Im Vertrag oder in der Vertragsbestätigung ist auf die Allgemeinen Bedingungen 
einschließlich der ergänzenden Bedingungen des Grundversorgers hinzuweisen. Des 
Weiteren ist der Kunde ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass Ansprüche wegen 
Versorgungsstörungen im Sinne des § 6 Abs. 3 Satz 1 gegen den Netzbetreiber gel-
tend gemacht werden können. Der Grundversorgungsvertrag oder die Bestätigung 
des Grundversorgers in Textform sollen eine zusammenhängende Aufstellung aller 
für einen Vertragsschluss notwendigen Angaben enthalten, insbesondere 
1. Angaben zum Kunden (Firma, Registergericht, Registernummer, Familienname, 
Vorname, Geburtstag, Adresse, Kundennummer), 
2. Anlagenadresse und Bezeichnung des Zählers oder des Aufstellungsorts des Zäh-
lers, 
3. Angaben zum Grundversorger (Firma, Registergericht, Registernummer und Ad-
resse) und 
4. Angaben zum Netzbetreiber, in dessen Netzgebiet die Grundversorgung durchge-
führt wird (Firma, Registergericht, Registernummer und Adresse). 
Soweit die Angaben nach Satz 3 Nr. 1 nicht vorliegen, ist der Kunde verpflichtet, diese 
dem Grundversorger auf Anforderung mitzuteilen. 
(4) Der Grundversorger ist verpflichtet, jedem Neukunden rechtzeitig vor Vertrags-
schluss und in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 mit der Bestätigung des Vertrags-
schlusses sowie auf Verlangen den übrigen Kunden die Allgemeinen Bedingungen 
unentgeltlich auszuhändigen. Satz 1 gilt entsprechend für die ergänzenden Bedin-
gungen; diese hat der Grundversorger öffentlich bekannt zu geben und auf seiner 
Internetseite zu veröffentlichen. 
(5) Der Abschluss eines Grundversorgungsvertrages darf nicht davon abhängig ge-
macht werden, dass Zahlungsrückstände eines vorherigen Anschlussnutzers begli-
chen werden. 
 
§ 3 Ersatzversorgung 
(1) Für die Ersatzversorgung nach § 38 des Energiewirtschaftsgesetzes gelten die §§ 
4 bis 8, 10 bis 19 und 22 sowie für die Beendigung der Ersatzversorgung nach § 38 
Abs. 2 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes § 20 Abs. 3 entsprechend; § 11 Abs. 2 
gilt mit der Maßgabe, dass der Grundversorger den Energieverbrauch auf Grund ei-
ner rechnerischen Abgrenzung schätzen und den anteiligen Verbrauch in Rechnung 
stellen darf. 
(2) Der Grundversorger hat dem Kunden unverzüglich nach Kenntnisnahme den Zeit-
punkt des Beginns und des Endes der Ersatzversorgung in Textform mitzuteilen. Da-
bei hat er ebenfalls mitzuteilen, dass spätestens nach dem Ende der Ersatzversor-
gung zur Fortsetzung des Elektrizitätsbezugs der Abschluss eines Bezugsvertrages 
durch den Kunden erforderlich ist; auf § 2 Abs. 2 ist hinzuweisen. 
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Versorgung 
 
§ 4 Bedarfsdeckung 
Der Kunde ist für die Dauer des Grundversorgungsvertrages verpflichtet, seinen ge-
samten leitungsgebundenen Elektrizitätsbedarf aus den Elektrizitätslieferungen des 
Grundversorgers zu decken. Ausgenommen ist die Bedarfsdeckung durch Eigenanla-
gen der Kraft-Wärme-Kopplung bis 50 Kilowatt elektrischer Leistung und aus Erneu-
erbaren Energien; ferner durch Eigenanlagen, die ausschließlich der Sicherstellung 
des Elektrizitätsbedarfs bei Aussetzen der Grundversorgung dienen (Notstromaggre-
gate). Notstromaggregate dürfen außerhalb ihrer eigentlichen Bestimmungen nicht 
mehr als 15 Stunden monatlich zur Erprobung betrieben werden. 
 
§ 5 Art der Versorgung 
(1) Welche Stromart (Drehstrom oder Wechselstrom) und Spannungsart für das Ver-
tragsverhältnis maßgebend sein sollen, ergibt sich aus der Stromart und Spannung 
des jeweiligen Elektrizitätsversorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung, an das 
die Anlage, über die der Kunde Strom entnimmt, angeschlossen ist. 
(2) Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergänzenden Bedingungen werden 
jeweils zum Monatsbeginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam, die 
mindestens sechs Wochen vor der beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Der 
Grundversorger ist verpflichtet, zu den beabsichtigten Änderungen zeitgleich mit der 
öffentlichen Bekanntgabe eine briefliche Mitteilung an den Kunden zu versenden 
und die Änderungen auf seiner Internetseite zu veröffentlichen. 
(3) Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergänzenden Bedingungen werden 
gegenüber demjenigen Kunden nicht wirksam, der bei einer fristgemäßen Kündigung 
des Vertrages mit dem Grundversorger die Einleitung eines Wechsels des Versorgers 
durch entsprechenden Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Kündigung nachweist. 
 
 
 
§ 6 Umfang der Grundversorgung 
(1) Der Grundversorger ist im Interesse des Kunden verpflichtet, die für die Durch-
führung der Grundversorgung erforderlichen Verträge mit Netzbetreibern abzu-
schließen. Er hat die ihm möglichen Maßnahmen zu treffen, um dem Kunden am 
Ende des Netzanschlusses, zu dessen Nutzung der Kunde nach der Niederspannungs-
anschlussverordnung berechtigt ist, zu den jeweiligen Allgemeinen Preisen und 



 

 

 

Bedingungen Elektrizität zur Verfügung zu stellen. Die Elektrizität wird im Rahmen 
der Grundversorgung für die Zwecke des Letztverbrauchs geliefert. 
(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, den Elektrizitätsbedarf des Kunden im Rah-
men des § 36 des Energiewirtschaftsgesetzes zu befriedigen und für die Dauer des 
Grundversorgungsvertrages im vertraglich vorgesehenen Umfang nach Maßgabe 
des Absatzes 1 jederzeit Elektrizität zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht,  
1. soweit die Allgemeinen Preise oder Allgemeinen Bedingungen zeitliche Beschrän-
kungen vorsehen, 
2. soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und die Anschlussnut-
zung nach § 17 der Niederspannungsanschlussverordnung oder § 24 Abs. 1, 2 und 5 
der Niederspannungsanschlussverordnung 
unterbrochen hat oder 
3. soweit und solange der Grundversorger an der Erzeugung, dem Bezug oder der 
vertragsgemäßen Lieferung von Elektrizität durch höhere Gewalt oder sonstige Um-
stände, deren Beseitigung ihm nicht möglich ist oder im Sinne des § 36 Abs. 1 Satz 2 
des Energiewirtschaftsgesetzes wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehin-
dert ist. 
(3) Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversor-
gung ist, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des 
Netzanschlusses handelt, der Grundversorger von der Leistungspflicht befreit. Satz 1 
gilt nicht, soweit die Unterbrechung auf nicht berechtigten Maßnahmen des Grund-
versorgers nach § 19 beruht. Der Grundversorger ist verpflichtet, seinen Kunden auf 
Verlangen unverzüglich über die mit der Schadensverursachung durch den Netzbe-
treiber zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm be-
kannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können. 
 
§ 7 Erweiterung und Änderung von Anlagen und Verbrauchsgeräten; Mitteilungs-
pflichten 
 
Erweiterungen und Änderungen von Kundenanlagen sowie die Verwendung zusätz-
licher Verbrauchsgeräte sind dem Grundversorger mitzuteilen, soweit sich dadurch 
preisliche Bemessungsgrößen ändern. Nähere Einzelheiten über den Inhalt der Mit-
teilung kann der Grundversorger in ergänzenden Bedingungen regeln. 
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Aufgaben und Rechte des Grundversorgers 
 
§ 8 Messeinrichtungen 
(1) Die vom Grundversorger gelieferte Elektrizität wird durch die Messeinrichtungen 
nach § 21b des Energiewirtschaftsgesetzes festgestellt. 
(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden jederzeit eine 
Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich an-
erkannte Prüfstelle im Sinne des § 2 Abs. 4 des Eichgesetzes beim Messstellenbetrei-
ber zu veranlassen. Stellt der Kunde den Antrag auf Prüfung nicht bei dem Grundver-
sorger, so hat er diesen zugleich mit der Antragstellung zu benachrichtigen. Die Kos-
ten der Prüfung fallen dem Grundversorger zur Last, falls die Abweichung die gesetz-
lichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Kunden. 
 
§ 9 Zutrittsrecht 
Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehe-
nen Beauftragten des Netzbetreibers, des Messstellenbetreibers oder des Grundver-
sorgers den Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit 
dies zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der Mess-
einrichtungen nach § 11 erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung 
an die jeweiligen Kunden oder durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. 
Sie muss mindestens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens 
ein Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Mes-
seinrichtungen zugänglich sind. 
 
§ 10 Vertragsstrafe 
(1) Verbraucht der Kunde Elektrizität unter Umgehung, Beeinflussung oder vor An-
bringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Grundversorgung, so 
ist der Grundversorger berechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die 
Dauer des unbefugten Gebrauchs, längstens aber für sechs Monate auf der Grund-
lage einer täglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgeräte von bis 
zu zehn Stunden nach dem für den Kunden geltenden Allgemeinen Preis zu berech-
nen. 
(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder 
grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Anga-
ben zu machen. Die Vertragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrages, den der 
Kunde bei Erfüllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn geltenden Allgemeinen 
Preis zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf längstens für einen Zeitraum von 
sechs Monaten verlangt werden. 
(3) Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn der Mitteilungspflicht 
nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwendung der Ab-
sätze 1 und 2 für einen geschätzten Zeitraum, der längstens sechs Monate betragen 
darf, erhoben werden. 
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Abrechnung der Energielieferung 
 
§ 11 Ablesung 
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, für Zwecke der Abrechnung die Ablesedaten 
zu verwenden, die er vom Netzbetreiber oder vom Messstellenbetreiber oder von 
dem die Messung durchführenden Dritten erhalten hat. 
(2) Der Grundversorger kann die Messeinrichtungen selbst ablesen oder verlangen, 
dass diese vom Kunden abgelesen werden, wenn dies 
1. zum Zwecke einer Abrechnung nach § 12 Abs. 1, 
2. anlässlich eines Lieferantenwechsels oder 
3. bei einem berechtigten Interesse des Grundversorgers an einer Überprüfung der 
Ablesung erfolgt. Der Kunde kann einer Selbstablesung im Einzelfall widersprechen, 
wenn diese ihm nicht zumutbar ist. Der Grundversorger darf bei einem berechtigten 
Widerspruch nach Satz 2 für eine eigene Ablesung kein gesondertes Entgelt verlan-
gen. 
(3) Wenn der Netzbetreiber oder der Grundversorger das Grundstück und die Räume 
des Kunden nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann, darf der Grundversorger 
den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neukunden 
nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden unter angemessener Berücksichtigung 
der tatsächlichen Verhältnisse schätzen. Dasselbe gilt, wenn der Kunde eine verein-
barte Selbstablesung nicht oder verspätet vornimmt. 
 
§ 12 Abrechnung 
(1) Der Elektrizitätsverbrauch wird nach Maßgabe des § 40 Abs. 2 des Energiewirt-
schaftsgesetzes abgerechnet. 
(2) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraums die verbrauchsabhängigen 
Preise, so wird der für die neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig berech-
net; jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen sind auf der Grundlage der für Haus-
haltskunden maßgeblichen Erfahrungswerte angemessen zu berücksichtigen. Ent-
sprechendes gilt bei Änderung des Umsatzsteuersatzes und erlösabhängiger Abga-
bensätze. 
(3) Im Falle einer Belieferung nach § 2 Abs. 2 ist entsprechend Absatz 2 Satz 1 eine 
pauschale zeitanteilige Berechnung des Verbrauchs zulässig, es sei denn, der Kunde 
kann einen geringeren als den von dem Grundversorger angesetzten Verbrauch 
nachweisen. 
 
§ 13 Abschlagszahlungen 
(1) Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerechnet, so kann der Grundversor-
ger für die nach der letzten Abrechnung verbrauchte Elektrizität eine Abschlagszah-
lung verlangen. Diese ist anteilig für den Zeitraum der Abschlagszahlung entspre-
chend dem Verbrauch im zuletzt abgerechneten Zeitraum zu berechnen. Ist eine sol-
che Berechnung nicht möglich, so bemisst sich die Abschlagszahlung nach dem 
durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, 
dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichti-
gen. 
(2) Ändern sich die Allgemeinen Preise, so können die nach der Preisänderung anfal-
lenden Abschlagszahlungen mit dem Vomhundertsatz der Preisänderung entspre-
chend angepasst werden. 
(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen verlangt wur-
den, so ist der übersteigende Betrag unverzüglich zu erstatten, spätestens aber mit 
der nächsten Abschlagsforderung zu verrechnen. Nach Beendigung des Versorgungs-
verhältnisses sind zu viel gezahlte Abschläge unverzüglich zu erstatten. 
 
§ 14 Vorauszahlungen 
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, für den Elektrizitätsverbrauch eines Abrech-
nungszeitraums Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den Umständen des Einzel-
falles Grund zu der Annahme besteht, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflichtun-
gen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Bei Verlangen einer Vorauszahlung ist 
der Kunde hierüber ausdrücklich und in verständlicher Form zu unterrichten. Hierbei 
sind mindestens der Beginn, die Höhe und die Gründe der Vorauszahlung sowie die 
Voraussetzungen für ihren Wegfall anzugeben. 
(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Ab-
rechnungszeitraums oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. 
Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies 
angemessen zu berücksichtigen. Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum über meh-
rere Monate und erhebt der Grundversorger Abschlagszahlungen, so kann er die Vo-
rauszahlung nur in ebenso vielen 
Teilbeträgen verlangen. Die Vorauszahlung ist bei der nächsten Rechnungserteilung 
zu verrechnen. 
(3) Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Grundversorger beim Kunden 
einen Bargeld- oder Chipkartenzähler oder sonstige vergleichbare Vorkassensys-
teme einrichten. 
 
 
§ 15 Sicherheitsleistung 
(1) Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach § 14 nicht bereit oder nicht in der Lage, 
kann der Grundversorger in angemessener Höhe Sicherheit verlangen. 
(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs verzinst. 
(3) Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneuter Zahlungsaufforderung nicht 
unverzüglich seinen Zahlungsverpflichtungen aus dem Grundversorgungsverhältnis 



 

 

 

nach, so kann der Grundversorger die Sicherheit verwerten. Hierauf ist in der Zah-
lungsaufforderung hinzuweisen. Kursverluste beim Verkauf von Wertpapieren ge-
hen zu Lasten des Kunden. 
(4) Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, wenn keine Vorauszahlung mehr 
verlangt werden kann. 
 
§ 16 Rechnungen und Abschläge 
(1) Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen einfach verständlich sein. Die 
für die Forderung maßgeblichen Berechnungsfaktoren sind vollständig und in allge-
mein verständlicher Form auszuweisen. 
(2) Der Grundversorger hat in den ergänzenden Bedingungen mindestens zwei mög-
liche Zahlungsweisen anzugeben. 
 
§ 17 Zahlung, Verzug 
(1) Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom Grundversorger angegebenen 
Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung 
fällig. Einwände gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechtigen gegen-
über dem Grundversorger zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung 
nur, 
1. soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht oder  
2. sofern 
a) der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als 
doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeit-
raum ist und 
b) der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt und solange durch die 
Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funktion des Messgeräts festgestellt ist. § 
315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 unberührt. 
(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann der Grundversorger, wenn er erneut zur 
Zahlung auffordert oder den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die 
dadurch entstandenen Kosten für strukturell vergleichbare Fälle pauschal berech-
nen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale 
darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht über-
steigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. 
(3) Gegen Ansprüche des Grundversorgers kann vom Kunden nur mit unbestrittenen 
oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. 
 
§ 18 Berechnungsfehler 
(1) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der Verkehrsfeh-
lergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt, 
so ist die Überzahlung vom Grundversorger zurückzuzahlen oder der Fehlbetrag vom 
Kunden nachzuentrichten. Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen 
oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so ermittelt der Grundversorger den Ver-
brauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsver-
brauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden 
Ablesezeitraums oder auf Grund des vorjährigen Verbrauchs durch Schätzung; die 
tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. Bei Berechnungs-
fehlern auf Grund einer nicht ordnungsgemäßen Funktion einer Messeinrichtung ist 
der vom Messstellenbetreiber ermittelte und dem Kunden mitgeteilte korrigierte 
Verbrauch der Nachberechnung zu Grunde zu legen. 
(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehen-
den Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über 
einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf 
längstens drei Jahre beschränkt. 
 
Teil 5 
 
Beendigung des Grundversorgungsverhältnisses 
 
§ 19 Unterbrechung der Versorgung 
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, die Grundversorgung ohne vorherige Andro-
hung durch den Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde dieser Ver-
ordnung in nicht unerheblichem Maße schuldhaft zuwiderhandelt und die Unterbre-
chung erforderlich ist, um den Gebrauch von elektrischer Arbeit unter Umgehung, 
Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern. 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei der Nichterfüllung einer Zah-
lungsverpflichtung trotz Mahnung, ist der Grundversorger berechtigt, die Grundver-
sorgung vier Wochen nach Androhung unterbrechen zu lassen und den zuständigen 
Netzbetreiber nach § 24 Abs. 3 der Niederspannungsanschlussverordnung mit der 
Unterbrechung der Grundversorgung zu beauftragen. Dies gilt nicht, wenn die Fol-
gen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflich-
tungen nachkommt. Der Grundversorger kann mit der Mahnung zugleich die Unter-
brechung der Grundversorgung androhen, sofern dies nicht außer Verhältnis zur 
Schwere der Zuwiderhandlung steht. Wegen Zahlungsverzuges darf der Grundver-
sorger eine Unterbrechung unter den in den Sätzen 1 bis 3 genannten Voraussetzun-
gen nur durchführen lassen, wenn der Kunde nach Abzug etwaiger Anzahlungen mit 
Zahlungsverpflichtungen von mindestens 100 Euro in Verzug ist. Bei der Berechnung 
der Höhe des Betrages nach Satz 4 bleiben diejenigen nicht titulierten Forderungen 
außer Betracht, die der Kunde form- und fristgerecht sowie schlüssig begründet be-
anstandet hat. Ferner bleiben diejenigen Rückstände außer Betracht, die wegen ei-
ner Vereinbarung zwischen Versorger und Kunde noch nicht fällig sind oder die aus 

einer streitigen und noch nicht rechtskräftig entschiedenen Preiserhöhung des 
Grundversorgers resultieren. 
(3) Der Beginn der Unterbrechung der Grundversorgung ist dem Kunden drei Werk-
tage im Voraus anzukündigen. 
 (4) Der Grundversorger hat die Grundversorgung unverzüglich wiederherstellen zu 
lassen, sobald die Gründe für ihre Unterbrechung entfallen sind und der Kunde die 
Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung der Belieferung ersetzt hat. Die 
Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle pauschal berechnet werden; die 
pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. 
Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nach-
weis geringerer Kosten ist dem Kunden zu gestatten. 
 
§ 20 Kündigung 
(1) Der Grundversorgungsvertrag kann mit einer Frist von einem Monat auf das Ende 
eines Kalendermonats gekündigt werden. Bei einem Umzug ist der Kunde berechtigt, 
den Vertrag mit zweiwöchiger Frist auf das Ende eines Kalendermonats zu kündigen. 
Eine Kündigung durch den Grundversorger ist nur möglich, soweit eine Pflicht zur 
Grundversorgung nach § 36 Abs. 1 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht be-
steht. 
(2) Die Kündigung bedarf der Textform. Der Grundversorger soll eine Kündigung des 
Kunden innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Eingang in Textform bestätigen. 
(3) Der Grundversorger darf keine gesonderten Entgelte für den Fall einer Kündigung 
des Vertrages, insbesondere wegen eines Wechsels des Lieferanten, verlangen. 
 
§ 21 Fristlose Kündigung 
Der Grundversorger ist in den Fällen des § 19 Abs. 1 berechtigt, das Vertragsverhält-
nis fristlos zu kündigen, wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung der Grund-
versorgung wiederholt vorliegen. Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach § 19 
Abs. 2 ist der Grundversorger zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei Wo-
chen vorher angedroht wurde; § 19 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
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Schlussbestimmungen 
 
§ 22 Gerichtsstand 
Gerichtsstand für die beiderseitigen Verpflichtungen aus dem Grundversorgungsver-
trag ist der Ort der Elektrizitätsabnahme durch den Kunden. 
 
§ 23 Übergangsregelungen 
(1) Der Grundversorger ist verpflichtet, die Kunden durch öffentliche Bekanntgabe 
und Veröffentlichung auf seiner Internetseite über die Vertragsanpassung nach § 
115 Abs. 2 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes zu informieren. Die Anpassung er-
folgt, soweit die Frist nach § 115 Abs. 2 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes noch 
nicht abgelaufen ist, durch die öffentliche Bekanntgabe nach Satz 1 mit Wirkung vom 
auf die Bekanntmachung folgenden Tag. 
(2) Abweichend von § 5 Abs. 2 Satz 1 werden bis zum 1. Juli 2007 Änderungen der 
Allgemeinen Preise und der ergänzenden Bedingungen am Tage nach der öffentli-
chen Bekanntgabe wirksam, soweit es sich um Änderungen handelt, die nach § 12 
Abs. 1 der Bundestarifordnung Elektrizität genehmigt worden sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

Ergänzende Bedingungen des Kraftwerk Farchant, A. Poettinger & Co. KG zur 
StromGVV für die Grundversorgung 
 

Präambel 
Diese Bedingungen ergänzen den Grundversorgungsvertrag sowie die Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und 
die Ersatzversorgung mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (Stromgrundver-
sorgungsverordnung = StromGVV). 

Gliederung: 
I.  Begriffsbestimmungen für die StromGVV sowie die Ergänzenden Bedin-

gungen 
II.  Versorgung 
1.  Preise und Preisänderungen (zu § 5 StromGVV) 
2.  Erweiterung und Änderung von Anlagen und Verbrauchsgeräten; Mittei-

lungspflichten (zu § 7 StromGVV) 
III. Abrechnung der Energielieferung 
1. Unberechtigter Widerspruch gegen Selbstablesung (zu § 11  StromGVV) 
2. Abrechnung (zu § 12 StromGVV) 
3. Abschlagszahlungen (zu § 13 StromGVV) 
4. Vorauszahlungen (zu § 14 StromGVV) 
5. Zahlungsweisen (zu § 17 StromGVV) 
IV. Beendigung der Grundversorgung  
1. Beendigung der Grundversorgung (zu § 19 StromGVV) 
2. Kündigung (zu § 20 StromGVV) 
V. Sonstiges 
1. Änderung der Ergänzenden Bedingungen 
2. Pauschalen 
3. Verbraucherbeschwerden und Schlichtungsstelle 
4. Einschaltung Dritter 
5. Datenschutz 
 
I. Begriffsbestimmungen für die StromGVV sowie die Ergänzenden Bedin-

gungen 
1. Eigenanlagen sind Anlagen zur Deckung des elektronischen Eigenbedarfes, 

die nicht vom Netzbetreiber oder vom Versorger betrieben werden. 
2. Entnahmestelle ist das Ende des Netzanschlusses und der Punkt, an dem 

vom Kunden Strom aus dem Verteilernetz entnommen wird. 
3.  Kunde ist der Haushaltskunde gemäß § 3 Nr. 22 EnWG, der Strom für den 

Eigenverbrauch kauft und in der Grundversorgung vom Versorger nach § 36 
EnWG mit Strom beliefert wird. 

4. Kundenanlagen sind die elektrischen Anlagen hinter dem Netzanschluss, 
mit Ausnahme der Messeinrichtungen. 

5. Netzanschluss ist die Verbindung des Verteilernetzes mit der Kundenan-
lage. 

6. Netzbetreiber ist der Betreiber des Verteilernetzes. 
7. Strom ist elektrische Energie. 
8. Grundversorgungsvertrag ist der Vertrag, aufgrund dessen der Kunde vom 

Versorger im Rahmen der Grundversorgung nach § 36 EnWG mit Strom be-
liefert wird.  

9. Versorger ist das Kraftwerk Farchant, A. Poettinger & Co. KG. 
10. Verteilernetz ist das örtliche Netz des Netzbetreibers, das überwiegend zur 

Versorgung von Letztverbrauchern mit Strom dient. 
 
II. Versorgung 
1. Preise und Preisänderungen (zu § 5 StromGVV) 
1.1 Die Höhe der jeweiligen Entgelte für die Leistungen des Versorgers gegen-

über dem Kunden ergibt sich aus dem jeweils geltenden Preisblatt des Ver-
sorgers. Für im Preisblatt nicht aufgeführte Leistungen, die im Auftrag des 
Kunden oder dessen mutmaßlichen Interesse vom Versorger erbracht wer-
den und die, nach den Umständen zu urteilen, nur gegen eine Vergütung 
zu erwarten sind, kann der Versorger die Höhe der Entgelte nach billigem 
Ermessen (§ 315 BGB) bestimmen. 

1.2 In den Preisen für die Stromlieferung sind insbesondere die Entgelte für 
den gelieferten Strom, die Netznutzung (Netzentgelt), die Messeinrich-
tung(en), die Messung und die Abrechnung, die gesetzliche Strom- und Um-
satzsteuer, die KWK-G-Belastung, die EEG-Umlage, die Umlage nach § 19 
Abs. 2 StromNEV sowie die Konzessionsabgabe, alle in der jeweils gültigen 
Höhe, enthalten. 

1.3 Im Rahmen von §§ 5, 20 StromGVV gilt unter Beachtung der pflichtgemä-
ßen Ausübung des billigen Ermessens durch den Versorger gemäß § 315 
BGB bei allen staatlichen und/oder behördlichen Maßnahmen - neben 
sonstigen Änderungen bei den Bezugskosten – folgendes: 

1.3.1 Soweit künftig weitere Energiesteuern, eine CO2-Steuer oder sonstige die 
Beschaffung, Übertragung, Verteilung, Durchleitung, Netznutzung oder 
den Verbrauch von elektrischer Energie belastende Steuern, Abgaben, Um-
lagen und sonstige Belastungen irgendwelcher Art, insbesondere nach dem 
EEG sowie dem KWK-G, oder sonstige, sich aus gesetzlichen, rechtsverord-
nungsmäßigen oder behördlichen Bestimmungen ergebende, die Beschaf-
fung, Übertragung, Verteilung, Durchleitung, Netznutzung oder den Ver-
brauch von elektrischer Energie betreffenden Belastungen (die gesamte 
vorstehende Aufzählung nachfolgend insgesamt als Mehrkosten 

bezeichnet) wirksam werden sollten, kann der Versorger unter Ausübung 
seines pflichtgemäßen Ermessens gemäß § 315 BGB ihm hieraus entste-
hende Mehrkosten an den Kunden in der jeweiligen Höhe weiterberech-
nen. Die Weitergabe ist auf die Erhöhung beschränkt, die nach dem Sinn 
und Zweck der Mehrkosten (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) dem ein-
zelnen Vertragsverhältnis zugeordnet werden können.  

1.3.2 Soweit künftig Energiesteuern, eine CO2-Steuer oder sonstige die Beschaf-
fung, Übertragung, Verteilung, Durchleitung, Netznutzung oder den Ver-
brauch von elektrischer Energie belastende Steuern, Abgaben, Umlagen 
und sonstige Belastungen irgendwelcher Art, insbesondere nach dem EEG 
sowie dem KWK-G, oder sonstige, sich aus gesetzlichen, rechtsverord-
nungsmäßigen oder behördlichen Bestimmungen ergebende, die Beschaf-
fung, Übertragung, Verteilung, Durchleitung, Netznutzung oder den Ver-
brauch von elektrischer Energie betreffenden Belastungen ganz oder teil-
weise entfallen (die gesamte vorstehende Aufzählung nachfolgend insge-
samt als Entlastung bezeichnet), ist dies vom Versorger zugunsten des Kun-
den in voller Höhe des Cent-Betrages der Entlastung und zeitgleich mit der 
Entlastung beim Versorger an den Kunden weiterzugeben. 

1.3.3 Kommt es gleichzeitig zu Entlastungen nach Ziffer 1.3.2 und Mehrkosten 
nach Ziffer 1.3.1, kann der Versorger die Mehrkosten bei der Höhe der dem 
Kunden zu gewährenden Entlastung unter Beachtung und pflichtgemäßer 
Ausübung des billigen Ermessens nach § 315 BGB berücksichtigen.  

1.4 Erhält der Kunde eine neue Messeinrichtung oder Steuereinrichtung oder 
wird eine solche ausgewechselt und werden dem Versorger dafür vom 
Messstellenbetreiber neue oder andere Entgelte in Rechnung gestellt wie 
bisher, kann der Versorger unter Ausübung pflichtgemäßen Ermessens (§ 
315 BGB) eine entsprechende Erhöhung an den Kunden weitergeben; im 
Falle einer Kostensenkung ist er hierzu auf den Zeitpunkt der eingetretenen 
Reduzierung und der jeweiligen betragsmäßigen Höhe in Cent verpflichtet. 

1.5 Änderungen der Preise nach den vorstehenden Ziffern 1.3 und 1.4 und sons-
tige Preisänderungen gelten vom Kunden als genehmigt, wenn er nicht in-
nerhalb von sechs Wochen nach öffentlicher Bekanntgabe  der Preisände-
rung in Textform widerspricht, der Versorger bei der öffentlichen Bekannt-
gabe der Preisänderung darauf hinweist, dass bei nicht rechtzeitigem Wi-
derspruch des Kunden gegen die Preisänderung diese zwischen dem Ver-
sorger und dem Kunden zu dem in der Veröffentlichung angegebenen Zeit-
punkt gilt und der Kunde nach Ablauf der Widerspruchsfrist weiterhin 
Strom vom Versorger bezieht sowie die auf die Preisänderung folgende 
nächste Abschlagszahlung beim Versorger eingehen.  

2. Erweiterung und Änderung von Anlagen und Verbrauchsgeräten; Mittei-
lungspflichten (zu § 7 StromGVV) 

2.1 Die preislichen Bemessungsgrößen ergeben sich aus den jeweils aktuell gel-
tenden allgemeinen Stromtarifen bzw. Allgemeinen Strompreisen des Ver-
sogers für die Versorgung aus dem Niederspannungsnetz. 

2.2 Ändert oder erweitert der Kunde bestehende elektrische Anlagen oder 
schließt er zusätzliche Verbrauchsgeräte an und ändert sich dadurch der 
Stromverbrauch des Kunden erheblich, so hat er dies dem Versorger recht-
zeitig vor Inbetriebnahme textlich mitzuteilen. 

 
III.  Abrechnung der Energielieferung  
1. Unberechtigter Widerspruch gegen Selbstablesung (zu § 11 StromGVV) 
 Liegt kein berechtigter Widerspruch des Kunden gegen eine Selbstablesung 

vor, kann der Versorger für eine von ihm selbst vorgenommene oder für 
eine an einen Dritten beauftragte Ablesung der Messeinrichtungen vom 
Kunden Erstattung der tatsächlich beim Versorger hierfür angefallenen Kos-
ten für die Ersatzablesung verlangen, oder dem Kunden hierfür eine Kos-
tenpauschale nach dem jeweils aktuellen Preisblatt des Versorgers berech-
nen, die sich an vergleichbaren Fällen auszurichten hat und angemessen 
sein muss unter Beachtung von § 315 BGB.  

2. Abrechnung (zu § 12 StromGVV) 
Macht der Kunde von seinem Recht nach § 40 Abs. 3 Satz 2 EnWG Gebrauch 
und verlangt er eine monatliche, viertel- oder halbjährliche Abrechnung, ist 
er verpflichtet, solche unterjährigen Abrechnungen nach dem jeweils gel-
tenden Preisblatt des Versorgers an den Versorger gesondert zu vergüten. 

3. Abschlagszahlungen (zu § 13 StromGVV) 
 Macht der Versorger von seinem Recht Gebrauch, vom Kunden Abschlags-

zahlungen zu verlangen, so hat der Kunde die Abschlagszahlungen in der 
vom Versorger festgelegten Höhe und zu den vom Versorger hierzu be-
stimmten Terminen zu bezahlen. 

4. Vorauszahlungen (zu § 14 StromGVV) 
4.1 Die Annahme, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder 

nicht rechtzeitig nachkommt, ist insbesondere gegeben bei  
-  zweimaliger unpünktlicher oder unvollständiger Zahlung oder 
-  zweimal erfolgter und berechtigter Mahnung durch den Versor-

ger im laufenden Vertragsverhältnis,  
-  oder bei Zahlungsrückständen aus einem vorhergehenden Lie-

ferverhältnis zum Versorger, 
- oder nach einer Versorgungsunterbrechung wegen Nichtzahlung 

fälliger Beträge für die Unterbrechung der Versorgung und deren 
Wiederherstellung. 



 

 

 

4.2 Ist ein Fall nach Ziffer 4.1 gegeben und verlangt der Versorger berechtigter-
weise Vorauszahlungen, so entfällt die Verpflichtung des Kunden zur Leis-
tung von Vorauszahlungen erst, wenn der Kunde sämtliche Rückstände ein-
schließlich gesetzlicher Zinsen vollständig gezahlt hat und seine laufenden 
Zahlungsverpflichtungen für einen Zeitraum von sechs aufeinanderfolgen-
den Monaten in voller Höhe und pünktlich erfüllt. 

4.3 Ist der Versorger berechtigt, Vorauszahlungen zu verlangen, ist der Kunde 
verpflichtet, die Vorauszahlungen monatlich vor oder zu Beginn des Ab-
schlagszeitraums im Voraus an den Versorger zu bezahlen. 

4.4 Im Fall von § 14 Abs. 3 StromGVV (Vorkassensystem) ist der Versorger be-
rechtigt, die hierfür beim Versorger anfallenden Kosten dem Kunden geson-
dert nach tatsächlichem Anfall oder nach einer Pauschale zu berechnen.  

5. Zahlungsweisen (zu § 17 StromGVV) 
5.1 Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen wahlweise zu erfüllen 

durch 
 a) Lastschriftverkehr 
 b) Überweisung 
 c) Dauerauftrag 
 d) Bareinzahlung (zzgl. 4,00€ Bearbeitungsgebühr) am Sitz des Versorgers  
5.2 Rechnungen und sonstige fällige Zahlungsverpflichtungen hat der Kunde an 

den Versorger kostenfrei zu entrichten. Maßgeblich für die rechtzeitige 
Zahlungserfüllung ist der Zahlungseingang beim Versorger. 

5.3 Der Kunde ist verpflichtet, Bankkosten für ungedeckte Schecks (Rücks-
check) und Rücklastschriften, die dem Versorger entstehen, diesem zu er-
statten. Darüber hinaus ist der Versorger berechtigt, dem Kunden seinen 
diesbezüglichen Aufwand pauschal zu berechnen. 

 
IV. Beendigung der Grundversorgung 
1. Beendigung der Grundversorgung (zu § 19 StromGVV) 
 Ist der Kunde trotz ordnungsgemäßer Termins- und Ersatzterminsankündi-

gung für die Unterbrechung nicht angetroffen worden und konnten deshalb 
die zur Unterbrechung erforderlichen Maßnahmen nicht durchgeführt wer-
den, oder scheitert die Unterbrechung aus einem anderen Grund, den der 
Kunde zu verantworten hat, kann der Versorger die ihm hierdurch zusätz-
lich entstandenen Kosten unter Beachtung der Grundsätze von § 19 Abs. 4 
Satz 2 bis 4 StromGVV und § 315 BGB pauschal berechnen.  

2.  Kündigung (zu § 20 StromGVV) 
2.1 Der Kunde hat bei der Kündigung, die in Textform zu erfolgen hat, mindes-

tens folgende Angaben zu machen: 
 a)  Kunden- und Verbrauchsstellennummer 
 b)  Zählernummer 
 Bei einem Umzug hat der Kunde zusätzlich noch folgende Angaben gegen-

über dem Versorger zu machen: 
 c)  Datum des Auszuges 
 d)  Zählerstand am Tag des Auszuges 

e)  Name und Adresse des Eigentümers/Vermieters der bisherigen Woh-
nung 

 f)  neue Rechnungsanschrift für die Schlussrechnung 
2.2 Unterlässt der Kunde bei der Kündigung schuldhaft die Angaben nach Ziffer 

2.1 insgesamt oder  teilweise, oder sind diese falsch oder unvollständig, hat 
der Kunde die dem Versorger hierdurch entstehenden Kosten diesem voll-
ständig zu erstatten, insbesondere auch Kosten, die dem Versorger durch 
Dritte zur Ermittlung dieser Angaben berechnet werden. Der Versorger ist 
berechtigt, solche Kosten, sofern es sich nicht um Drittkosten handelt, dem 
Kunden pauschal zu berechnen, wobei § 19 Abs. 4 Satz 2 bis 4 StromGVV 
entsprechend gelten.  

 
V. Sonstiges  
1. Änderung der Ergänzenden Bedingungen 
 Änderungen der ergänzenden Bedingungen gelten als vom Kunden aner-

kannt, wenn er nicht innerhalb von sechs Wochen nach öffentlicher Be-
kanntgabe der Änderung in Textform widerspricht, der Versorger bei der 
öffentlichen Bekanntgabe der Änderung darauf hinweist, dass bei nicht 
rechtzeitigem Widerspruch des Kunden gegen die Änderung diese zwischen 
dem Versorger und dem Kunden zu dem in der Veröffentlichung angegebe-
nen Zeitpunkt gilt und der Kunde nach Ablauf der Widerspruchsfrist weiter-
hin Strom vom Versorger bezieht sowie die auf die Preisänderung folgende 
nächste Abschlagszahlung beim Versorger eingeht.  

2.  Pauschalen 
 Ist der Versorger nach dem Vertrag, den Ergänzenden Bedingungen, dem 

Preisblatt oder sonstigen Vereinbarungen zwischen den Parteien berech-
tigt, anstatt von tatsächlich angefallen Kosten oder einem Schaden dem 
Kunden eine Pauschale zu berechnen, darf die Pauschale die in den geregel-
ten Fällen nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schäden 
oder Kosten oder die gewöhnlich eingetretene Wertminderung nicht über-
steigen und es ist dem Kunden ausdrücklich der Nachweis gestattet, dass 
ein Schaden oder Kosten nicht entstanden sind oder diese wesentlich nied-
riger sind als die Pauschale. 

3. Einschaltung Dritter 
 Der Versorger ist berechtigt, zur Erfüllung seiner Vertragspflichten Dritte 

einzuschalten, ebenso seine vertraglichen Ansprüche auf Dritte zu 

übertragen. In diesem Fall steht dem Kunden, der Verbraucher ist, das 
Recht zu, den Vertrag zu kündigen. Ist der Kunde Unternehmer, besteht das 
Kündigungsrecht nur, wenn der Wechsel rechtliche Interessen des anderen 
Teils beeinträchtigt. 

4. Datenschutz 
Alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses anfallenden personenbezoge-
nen Daten werden entsprechend der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) und des aktuellen Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) verarbei-
tet. Die Hinweise zum Datenschutz gemäß DSGVO entnehmen Sie bitte 
dem Informationsschreiben "Datenschutzinformation des Kraftwerk Far-
chant, A. Poettinger & Co. KG für Netzanschlusskunden, Netznutzungs-
kunden und Einspeiser". 
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